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KURZ KOMMENTIERT

Lufthansa

Neue Variante

Nachidem Franz Josef Strauß die Teilprivatisierung der 
Luftfiansa blockiert fiat, versucfit jetzt Uwe Barschei, Mi
nisterpräsident in Schleswig-Holstein, Bewegung in die 
verfahrene Situation zu bringen. Er schlägt unter ande
rem vor, von der Privatisierung Abstand zu nehmen, da
für aber im Inlandsflugverkehr Konkurrenten zuzulas
sen.

Befürworter des Status quo in der Bundesrepublik 
rechtfertigen die Monopolstellung der Lufthansa mit der 
Befürchtung, neue Anbieter würden sich lediglich die 
„Rosinen“ aus dem Markt herauspicken. Auf weniger lu
krativen Strecken, die bisher ebenfalls von der Luft
hansa bedient würden, wären demgegenüber Ver
schlechterungen in Kauf zu nehmen, da nun die (über
höhten) Gewinne zur Subventionierung dieser Strecken 
nicht mehr zur Verfügung stünden.

Die permanenten Klagen über zu hohe Preise, spärli
chen Service und wenig kundenfreundliche Flugpläne 
deuten allerdings darauf hin, daß für die vermeintlichen 
Segnungen der Regulierung ein zu hoher Preis gezahlt 
wird. Effiziente Marktstrukturen sollten sich im Wettbe
werb herausbilden. Regionalpolitische Ziele im Luftver
kehr ließen sich mit größerer Transparenz und geringe
ren volkswirtschaftlichen Kosten durch entsprechende 
Transferleistungen besser erreichen.

Es fehlt also an einer ökonomischen Begründung, um 
die Lufthansa vor mehr Wettbewerb zu schützen. Der 
obige Vorschlag ist zwar vernünftig, aber wahrscheinlich 
noch weniger durchsetzbar als die Privatisierung: 
Marktzugangsbarrieren eignen sich eben auch hervor
ragend zur Durchsetzung politischer und gruppenspezi
fischer Interessen (Gewerkschaften, Bundesbahn). Die 
Barschel-Variante im Kampf um die Lufthansa verlagert 
die Debatte zwar auf eine andere Ebene; Zahl und 
Stärke der Gegenspieler dürften damit aber eher zuge
nommen haben. rr

Neue Heimat

Zweifelhafte Metlioden

S e it dem Skandal von 1982, als das langjährige, durch 
nachlässige Aufsicht begünstigte Mißmanagement bei 
der Neuen Heimat die Öffentlichkeit schockierte, kommt

das um sein Überleben kämpfende Unternehmen nicht 
mehr aus den Schlagzeilen. Das jüngste Beispiel hierfür 
bietet der von vielen Seiten scharf kritisierte Verkauf von 
22 000 Wohnungen auf einen Schlag an die Beteili
gungsgesellschaft für Immobilien (BGI), eine Tochter 
der Gewerkschaffsholding BGAG. Dabei entzündet sich 
die Kritik weniger an den vollzogenen und den noch ge
planten Verkäufen von insgesamt mehr als 100 000 
Wohneinheiten als vielmehr an den dabei praktizierten 
Geschäftsmethoden. Es bestehen erhebliche Zweifel, 
ob es der BGI gelingen wird, die Wohnungen ohne Miß
achtung der Mieterinteressen an seriöse immobilien- 
käufer weiterzuveräußern.

Weitgehende Übereinstimmung herrscht darüber, 
daß angesichts mehr als 7000 leerstehender Wohnun
gen, hoher Mietausfälle, Grundstückshalden und hoher 
Zinslasten bei düsteren Aussichten für den Wohnungs
markt die laufenden Verluste in dreistelliger Millionen
höhe nur durch Wohnungsverkäufe eingedämmt wer
den können. Die Alternative wäre wohl eine Pleite mit 
unabsehbaren Folgen für die Mieter, den Immobilien
markt und die Gewerkschaften selbst, zumal deren Mit
glieder sich weigern, weiterhin mit ihren Beiträgen für 
die Sanierung der Neuen Heimat aufzukommen. Es 
wird jedoch befürchtet, daß der drohende Ausverkauf 
die erforderlichen Opfer einseitig den Mietern aufbür
det, um die Gewerkschaftsmitglieder zu schonen. Das 
Ansehen des Unternehmens und der hinter ihm stehen
den Gewerkschaften hätte in diesem Dilemma möglich
erweise weniger Schaden genommen, wenn man einen 
behutsameren Verkauf mit einer vernünftigen Aufklä
rung verbunden und den Mieterschutz stärker in den 
Vordergrund gerückt hätte. hn

Ladenschlußgesetz

Erhöhter Druck

Dreißig Jahre wird das Ladenschlußgesetz im nächsten 
Jahr alt sein. Nachdem es sich aller Kritik zum Trotz so 
lange halten konnte, soll nun eine kleine Liberalisierung 
stattfinden: die Regierungskoalition hat sich darauf ver
ständigt, daß Läden in Bahnhofsbereichen und Flughä
fen künftig von 6 bis 22 Uhr geöffnet bleiben können. Die 
bisher geltende Beschränkung, nach der außerhalb der 
sonst geltenden Ladenschlußzeiten an diesen Ver
kaufspunkten nur Reisebedarf abgegeben werden darf, 
soll fallen.
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Faktisch bedeutet dies allerdings nur, daß der gel
tende Zustand festgeschrieben wird: Auch bisher wurde 
nämlich genau die jetzt allgemein angestrebte Rege
lung praktiziert, allerdings auf der Grundlage von Aus
nahmegenehmigungen von zweifelhafter Rechtmäßig
keit; das Bundesverwaltungsgericht hat inzwischen ent
schieden, daß diese Ausnahmegenehmigungen mit 
dem geltenden Ladenschlußgesetz nicht vereinbar 
sind. So war der Gesetzgeber gefordert, falls den La
denbesitzern insbesondere an den Stuttgarter und 
Frankfurter Bahnhöfen sowie am Flughafen Frankfurt 
auch weiterhin der abendliche allgemeine Verkauf ge
stattet bleiben sollte.

Die vorgeschlagene Änderung des Gesetzes ist folg
lich eher ein Übergang von seltenen zu häufigeren Aus
nahmen als eine wirkliche Neuerung. Trotzdem dürfte 
sich die Zahl der Geschäfte mit Abendverkauf erhöhen 
und damit das Ausmaß der Wettbewerbsverzerrungen, 
die daraus resultieren, daß einigen Geschäften längere 
Öffnungszeiten als allgemein üblich zugestanden wer
den. Diese Regelung führt also mit Sicherheit zu Unge
rechtigkeiten. Vielleicht wird sich damit aber der Druck 
erhöhen, die Gerechtigkeit auf eine andere Weise als 
bisher -  durch eine allgemeine Liberalisierung des Ge
setzes-w iederherzustellen. kra

GATT

Dissens über Dienstleistungen

Nach langem Hin und Her ist nun der Vorbereitungspro
zeß für eine neue GATT-Runde in Gang gekommen. 
Eine Sonderkonferenz des GATT hat Anfang Oktober 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die der regulären Konfe
renz im November einen Bericht über Verhandlungsthe
men und -verfahren vorlegen soll. Erst dann könnte ein 
offizieller Vorbereitungsausschuß seine Arbeit aufneh
men. Die eigentlichen Verhandlungen könnten, wenn al
les gutgeht, im nächsten Frühjahr beginnen. Dies wäre 
ein bemerkenswerter prozeduraler Erfolg.

In der Sache ist man in Genf, wie zu erwarten, keinen 
Schritt vorangekommen. Einflußreiche Entwicklungs
länder, in erster Linie Brasilien und Indien, wehren sich 
nach wie vor vehement gegen eine Liberalisierung des 
Dienstleistungsverkehrs im Rahmen des GATT. Sie 
fürchten, daß bereits zugesagte Konzessionen im Wa
renhandel mit einer tVlarktöffnung für Dienstleistungen 
verknüpft werden, durch die sie ihre Souveränität be
droht sehen: Ein liberalisierter Dienstleistungshandel 
führe, da zwangsläufig mit ausländischen Investitionen 
verbunden, zur Überfremdung in Schlüsselbranchen 
wie Banken, Versicherungen und dem Nachrichtenwe
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sen; wirtschaftlich nütze er in erster Linie den etablier
ten Unternehmen der Industrieländer.

Diese Sorgen sind verständlich. Sie begründen zwar 
nicht, warum die Prinzipien und die -  ohnehin zu modifi
zierenden -  Regeln des GATT nicht auch auf den 
Dienstleistungssektor angewendet werden sollten. Es 
empfiehlt sich aber, die Verhandlungen für Waren und 
Dienstleistungen getrennt zu führen. Die Ausgangslage 
ist zu verschieden, bei den Dienstleistungen verdienen 
die Entwicklungsländer eine besondere Behandlung, 
und in beiden Bereichen ist auch ohne eine Zusammen
fassung genügend Spielraum für den Austausch von 
Konzessionen vorhanden. ko

OPEC

Kurze Verschnaufpause

M it dem Andauern der Nachfrageschwäche auf dem 
Weltölmarkt wird die selbstverordnete Produktionsdiszi
plin für viele OPEC-Länder zu einer immer größeren fi
nanziellen Belastung. IVlittlerweile fordern bereits sechs 
der 13 Ivlitglieder eine Erhöhung ihrer vor einem Jahr be
schlossenen Förderquoten. Da keins der anderen Län
der zu einer Einschränkung bereit ist und eine Erhöhung 
der gesamten OPEC-Fördermenge gegenwärtig nicht 
in Frage kommt, wurde das heikleThema wiedereinmal 
vertagt.

Neu an der jüngsten Wiener Konferenz war, daß 
Saudi-Arabien seine Vermittlerrolle innerhalb der Orga
nisation aufgegeben hat. Bisher hatte das Land im Ge
gensatz zu den übrigen Mitgliedsländern Abschläge auf 
die offiziellen Verkaufspreise für Rohöl strikt abgelehnt 
und damit ein Absinken der täglichen Förderung auf ein 
Viertel der ihm maximal zustehenden Menge bewirkt. 
Seit Oktober verkauft auch Saudi-Arabien einen Teil sei
nes Öls zu „Netback“ -Bedingungen mit der Folge, daß 
die Produktion wieder erheblich gesteigert werden 
konnte.

Trotz der ergebnislosen Konferenz dürfte die OPEC 
das Jahr 1986 ohne größere Preiseinbrüche erreichen. 
Die Vorratslager bei den Verbrauchern sind auf dem 
niedrigsten Stand seit neun Jahren, die Sowjetunion hat 
Lieferschwierigkeiten, und die Ölnachfrage steigt im lau
fenden Quartal wegen des nahenden Winters an. Im 
kommenden Frühjahr allerdings, wenn die Nachfrage 
saisonbedingt wieder absinkt, steht die OPEC erneut 
vor der für ihren Bestand dann vielleicht entscheiden
den Frage, wie die Forderung der Mitglieder nach höhe
ren Förderquoten erfüllt werden kann, ohne daß es zu ei
nem Verfall der Ölpreise kommt. ma
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